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setzes, in denen es häufig formuliert wird, sondern auch 
als Ergebnis konkreter Akte der Rechtsanwendung in das 
Bewußtsein der Menschen ein. Solche Fakten wie die Un­
abwendbarkeit der Strafe, die strikte Einhaltung der Ar­
beitsgesetzgebung durch die Betriebsleitung, der Schutz 
der Wohnungsrechte des Bürgers durch die örtlichen 
Machtorgane oder die gerechte Entscheidung über eine 
Beschwerde vermitteln dem Bürger eine Vorstellung vom 
Regime der Gesetzlichkeit und geben ihm die Gewißheit, 
daß es stabil ist.

Das organisch angeeignete Prinzip der Gesetzlichkeit 
wird in das System der Wertorientierungen der Persönlich­
keit aufgenommen. Bei dem Bürger, der dieses Prinzip be­
jaht und von seiner konsequenten Einhaltung überzeugt 
ist, entstehen keine Pläne für ein rechtswidriges Verhalten. 
Die subjektiven Modelle seiner Handlungen und die Pro­
gnosen ihrer Ergebnisse basieren auf festen Vorstellungen 
von der Pflicht zur Einhaltung der Rechtsnormen, von der 
Unzulässigkeit ihrer Verletzung und von der Verantwor­
tung für das eigene Verhalten.

Diese ideale Aneignung der Forderungen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit ist natürlich noch längst nicht bei allen 
Bürgern ausgeprägt. Die Achtung gegenüber der Gesetz­
lichkeit und die Gewohnheit zur strikten Einhaltung der 
Rechtsforderungen sind keine angeborenen Eigenschaften 
der Persönlichkeit; sie bilden sich im Prozeß der Soziali­
sierung der Persönlichkeit, der Entwicklung der politischen 
und Rechtskultur der Bevölkerung heraus. Besonders vom 
Kultumiveau hängt in hohem Maße auch die Einhaltung 
der Gesetze durch die Funktionäre und die Bürger ab. 
„Außer den Gesetzen“, schrieb W. I. Lenin, „gibt es noch 
das Kulturniveau, das sich keinem Gesetz unterwerfen 
läßt.“9

Zum Inhalt der Rechtskultur gehört nicht nur die 
Kenntnis des Rechts, sondern auch das Verhältnis des Men­
schen zu rechtlichen Erscheinungen als Ausdruck der all­
gemeinen politischen Orientierung, des moralischen Be­
wußtseins und außerdem als spezifische Einstellung zu 
einigen rechtlichen Werten: Gesetzlichkeit, Rechtsordnung, 
Mechanismus der staatlichen Leitung. Ein Mensch mit aus­
reichender allgemeiner Kultur und Rechtskultur versteht 
die Bedeutung der rechtlich geschützten sozialen Güter, hat 
eine Vorstellung vom Rahmen der rechtlichen Regelung 
der grundlegenden Arten von gesellschaftlichen Beziehun­
gen, kennt die Grundlagen der Organisation und Tätigkeit 
der rechtsanwendenden Organe, die allgemeine Richtung 
der Rechtspolitik und bewertet die soziale Bedeutung des 
Rechts insgesamt, seiner Institute und des juristischen Be­
rufs positiv.

Die Kenntnis der Grundlagen des Rechts und die An­
eignung seiner Grundwerte sind ein wichtiger Wesenszug 
der Persönlichkeit des gebildeten Menschen. Sie muß zu 
einem inneren, moralischen Bedürfnis aller Schichten der 
Bevölkerung werden, zu einem Element der Lebensweise, 
zu einer Tradition, die der nächsten Generation übermittelt 
wird. Die Verankerung der Normen und Werte des Sozia­
lismus in der Rechtskultur und in der allgemeinen Kultur 
ist eine zuverlässige Bedingung für die effektive Regelung 
des Verhaltens der Menschen vermittels des Rechts.

Die Erhöhung der Rechtskultur der Bevölkerung bietet 
die Möglichkeit, die Bürger effektiver in die Kontrolle über 
die Arbeit der staatlichen Einrichtungen und der Funktio­
näre einzubeziehen. Bereits im Jahre 1921 wies W. I. Lenin 
darauf hin, daß es notwendig ist, „die breiten Massen der 
Arbeiter und Bauern dazu (zu) erziehen, sich selbständig, 
rasch und tatkräftig einzuschalten, wenn es gilt, über die 
Einhaltung der Gesetzlichkeit zu wachen“.10 Diese Aufgabe 
ist auch heute aktuell, da auf der Grundlage der neuen Ver­
fassung von 1977 die Mitwirkung der Werktätigen an der 
Leitung der staatlichen und gesellschaftlichen Angelegen­
heiten erweitert wird.

Die Entwicklung der politischen Kultur und der Rechts­
kultur der Bevölkerung hat große ideologische Bedeutung.

„Es ist... notwendig“, sagte L. I. Breshnew, „daß das Wachs­
tum der materiellen Möglichkeiten ständig mit einer Erhö­
hung des moralisch-ideologischen und kulturellen Niveaus 
der Menschen einhergeht. Anderenfalls können wir Rück­
fälle in die kleinbürgerliche Denk- und Verhaltensweise 
erleben, das darf man nicht außer acht lassen.“11

Die bürgerliche Ideologie und Psychologie stehen in 
krassem Widerspruch zu all diesen Leitsätzen und Prin­
zipien des sozialistischen Rechts, die den organischen Inhalt 
unserer Rechtskultur bilden. Dem Kleinbürgertum ist z. B. 
das Prinzip der Gleichheit fremd. Seine Losungen sind 
Snobismus und Prestigedenken. Die bürgerliche Propa­
ganda versucht, falsche Vorstellungen von Freiheit und 
Gerechtigkeit in das Bewußtsein der Menschen zu bringen. 
Anstelle von Freiheit verkündet sie Anarchie und anstelle 
von Gerechtigkeit die Macht des Geldes und Rassenintole­
ranz. Ebenso fremd sind der bürgerlichen Ideologie die 
Prinzipien der Demokratie, des Humanismus, der wirk­
lichen Freiheit der Persönlichkeit und der Verantwortung 
des Menschen gegenüber der Gesellschaft. Gerade die 
kleinbürgerlichen und bürgerlichen Vorstellungen von den 
moralischen und rechtlichen Werten sind den Personen 
eigen, die in unserer Gesellschaft Straftaten und andere 
gesellschaftsfeindliche Handlungen begehen.

Das sozialistische Recht ist ein wichtiges Mittel im 
Kampf gegen die bürgerliche Ideologie und Psychologie; es 
trägt dazu bei, die Millionenmassen der Werktätigen an 
die Werte der wahren sozialistischen Demokratie heran­
zuführen. „Das Wissen um die eigenen Rechte und die 
Fähigkeit, sie im Interesse des Aufbaus einer neuen Gesell­
schaft anzuwenden, ist ein überaus wichtiger Wesenszug 
der aktiven Lebenseinstellung des Sowjetmenschen, seiner 
hohen politischen Kultur, deren Ausbildung und Entwick­
lung im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit unserer Partei 
gestanden haben und stehen.“12

(Originalbeitrag für „Neue Justiz“;
aus dem Russischen übersetzt von Renate Frommert)
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Hinweis
Die Gesellschaft zum Studium der Lebensbedingungen und 
der Gesundheit veranstaltet vom 10. bis 12. November 1980 In 
Dresden einen Kongreß unter dem Thema: „Menschen als 
Partner im Sozialismus.“ Es sollen die Voraussetzungen und 
Bedingungen von Partnerschaften aller Art, ihre Entwicklung, 
ihre Probleme und Bedingungen bei besonderen Gruppen (wie 
z. B. Jugendlichen, alten Menschen und Behinderten) unter­
sucht werden.

Interessenten wenden sich ab Mai an das Organisations­
komitee unter der Adresse: Gesellschaft für Klinische Medizin, 
104 Berlin, Friedrichstraße 129, Block F.


